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Das Fahrleistungsmodell im Kanton Bern als Beitrag zu einer nachhaltigen
Raumentwicklung – Beispiel Region Bern

1. Problemsituation

In der Schweiz verursacht der Freizeitverkehr ungefähr 60 % der gesamten Verkehrsleistung
(u.a. [1]). Der grösste Anteil entfällt dabei auf den motorisierten Individualverkehr. Dieses
Segment des Personenverkehrs weist nach wie vor die grösste Wachstumsrate auf. Rund
ein Viertel des Freizeitverkehrs entfällt auf den Verkehr, welcher durch publikumsintensive
Einrichtungen verursacht wird [2], [3], [4].

In den letzten Jahren sind Verkehrsmagnete wie Einkaufszentren, Fachmärkte,
Multiplexkinos und Freizeitparks in der ganzen Schweiz vermehrt „auf der grünen Wiese“
oder in dezentralen Industriezonen in der Nähe von Autobahnausfahrten erstellt worden. Die
Gründe für diese Entwicklung sind vielfältig [2]:

- Bodenpreise: In Zentren sind die Bodenpreise wesentlich höher als „auf der grünen
Wiese“. Für Anbieter mit geringen Gewinnmargen (z.B. Discounter, Fabrikläden, etc.) ist
dieser Aspekt für die Standortwahl bedeutsam. Für Landbesitzer z.B. an
Autobahnausfahrten stellt der Landverkauf sozusagen „wertarmen Landes“ eine lukrative
Verlockung dar, ebenso kann wenig gefragtes Industrie- und Gewerbezonenland
aufgewertet werden.

- Bodenverfügbarkeit: in guten Zentrumslagen in den Städten sind häufig keine
Landreserven verfügbar, die guten Lagen sind bereits belegt. Einschränkende
Nutzungsbestimmungen, komplizierte Grundeigentümerverhältnisse und langandauernde
Umnutzungsverfahren behindern die Nutzung noch vorhandener Flächenreserven.
Demgegenüber stehen grosse Bodenreserven im ländlichen oder peripheren Raum.

- „Regelungsdichte“: In Zentren werden teilweise (zu Recht) hohe Anforderungen an die
Gestaltung gestellt. Diese Auflagen können von Investoren als einschränkend empfunden
werden. Zudem muss auf die bestehende Bebauungsstruktur und Gebäude Rücksicht
genommen werden. In peripherer Lage sind demgegenüber die Gestaltungsvorschriften
oftmals weniger umfassend.

- Opposition der Nachbarn: Aufgrund der höheren Dichte in Zentren ist der Kreis der
Betroffenen und potenziellen Einsprechern wesentlich grösser. Auf dem Land hingegen ist
die nachbarrechtliche Situation häufig einfacher.

- Kapazität des Strassennetzes: Verkehrsintensive Anlagen mit vorwiegender MiV-
Ausrichtung sind auf ein leistungsfähiges Strassennetz angewiesen. Im peripheren Raum
sind noch eher Kapazitäten auf der Strasse vorhanden bzw. könnten durch
entsprechende Infrastrukturanpassungen (z.B. direkter Autobahnanschluss) aufgrund
vorhandener Platzreserven geschaffen werden. In Zentren hingegen ist die
Strassenkapazität begrenzt und kann nicht einfach erhöht werden (Umweltbelastung
durch Lärm und Luftschadstoffe, mangelnder Platz, entgegenstehende Interessen, die
vehement vertreten werden). Insbesondere zu Spitzenzeiten kann dies ein Problem
darstellen.

- Parkplätze: Verkehrsintensive Anlagen benötigen ein grosses Parkplatz-Angebot, vor
allem, wenn sie auf den motorisierten Individualverkehr angewiesen sind. In Zentren
gelten oftmals als Folge der verschärften Emissionsbegrenzung strengere Parkplatz-
Vorschriften. Eine strengere Limitierung der erstellbaren Anzahl Abstellplätze ist dabei
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jedoch angebracht, da ein gut ausgebautes Netz des öffentlichen Verkehrs vorhanden ist,
welches die Anlagen erschliesst.

Bei vorwiegend auf den Individualverkehr ausgerichteten Einrichtungen mit grossem
Publikumsverkehr sind die raumplanerischen und umweltmässigen Auswirkungen eines
ungünstigen bzw. nicht integrierten, peripheren Standortes besonders gravierend:

- Förderung des Bodenverbrauches, welcher dem Gebot der haushälterischen
Bodennutzung zuwiderläuft bzw. nicht nachhaltig ist.

- Verkehrsinfrastruktur: Die durch das allgemeine Verkehrswachstum betroffene
Verkehrsinfrastruktur wird durch solche Anlagen weiter belastet, indem die Kundschaft
aus den dicht besiedelten Gebieten an die peripheren Standorte gebracht werden muss.
Zudem sind Unterhalt und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur längerfristig finanziell kaum
tragbar.

- öffentlicher Verkehr: Eine Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr ist aufgrund der
geringen Dichte im peripheren Raum und der oftmals abgelegenen Standorte nur schwer
gewährleistbar, kostenaufwändig und für die wenigen Benutzer häufig unattraktiv (geringe
Taktdichte, Umsteigezwänge, unattraktive Fussgängeranbindung).

- Umwelt: Durch die oftmals periphere Lage ausserhalb von Fuss- und Velodistanz müssen
die Anlagen mit dem Auto aufgesucht werden wodurch erheblicher Mehrverkehr entsteht.
Dieser konzentriert sich häufig auf einige wenige Erschliessungsachsen. Die Anzahl
zurückgelegter Wege, die gefahrenen Distanzen und mit ihnen die Schadstoffemissionen
nehmen zu. Entlang der stark befahrenen Achsen ist die Immissionsbelastung zu gross,
die Grenzwerte für NOx werden häufig überschritten. Die Ziele des Bundes bezüglich
CO2 werden in Frage gestellt.

- Strukturen in den Zentren: Bestehende Geschäfte fürchten eine Entleerung und
Schwächung der Innenstädte durch die Konkurrenz „auf der grünen Wiese“ mit ihrer
grossen Anzahl unentgeltlich zur Verfügung stehenden Parkplätze. Die Kernfunktion von
Zentren mit einem breiten Nutzungsangebot kann nicht mehr erfüllt werden, die
Standortqualität nimmt ab. Die Grundversorgung der nicht-(auto)mobilen Bevölkerung
kann gefährdet werden und zu einem Mobilitätszwang führen. Der Teufelskreis der
Entmischung findet seine Fortsetzung darin, dass die durch ‚unnötigen Zusatzverkehr’
betroffene Bevölkerung die belasteten Zentren hinter sich lässt und sich eine
Wohngelegenheit auf dem Lande sucht, die eine höhere Lebensqualität verspricht.

Wie aufgezeigt sind die Gründe für diese problematische Entwicklung sehr vielfältig, welche
vornehmlich auf eine ungenügende Abstimmung der Raumordnungspolitik auf die
Luftreinhaltepolitik zurückzuführen ist.

Wodurch zeichnet sich eine nachhaltige Raum- bzw. Siedlungsentwicklung aus? Eine
Antwort gibt (u.a.) [5]: eine haushälterische Bodennutzung, damit verbunden eine verstärkte
Innenentwicklung (vor Aussenentwicklung), die Koordination von Raumplanung und Verkehr
und das Zusammenwirken von Raumplanung und Umweltschutz.

2. Kanton Bern: Abstimmung der kantonalen Richtplanes auf den Massnahmenplan
zur Luftreinhaltung mit dem Fahrleistungsmodell

Der Kanton Bern versucht, mittels angebotsorientierter Verkehrsplanung [6] das
ungebremste Verkehrswachstum zu steuern und die längerfristige Siedlungs- und
Verkehrsentwicklung im Sinne der Nachhaltigkeit aufeinander abzustimmen (Abbildung 1)
(gemäss [4]). Diese Überlegungen wurden bei der parallelen Überarbeitung des kantonalen
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Richtplanes [7] und des Massnahmenplanes zur Luftreinhaltung [1] aufgegriffen und im so
genannten Fahrleistungsmodell umgesetzt. Mit dem Fahrleistungsmodell [18] wird die
Standortwahl sowie die Grösse (Dimensionierung) von verkehrsintensiven Vorhaben (wird
synonym verwendet zu publikumsintensive Einrichtungen) beeinflusst [8].

2.1 Festlegungen im Massnahmenplan zur Luftreinhaltung
In einem ersten Koordinationsschritt ist der Zeithorizont des Massnahmenplanes auf die in
der Raumplanung gebräuchliche Zeitdauer von 15 Jahren und der Geltungsbereich auf das
gesamte Kantonsgebiet ausgedehnt worden, so dass die verschärften
Emissionsbegrenzungen überall gelten. Mit der zeitlichen Ausdehnung entsteht vielerorts ein
lokaler Spielraum auf den Verkehrsachsen, indem die Grenzwerte für NO2 (Stickstoffdioxid)
und PM10 (lungengängiger Feinstaub) erst im Jahr 2015 eingehalten werden müssen.

Ausgehend von den emissionsseitigen Zielen des Massnahmenplanes zur Luftreinhaltung
(Ozon, CO2), welche sich am Kyoto-Protokoll orientieren, und den Immissionsgrenzwerten
ist das maximal zulässige Wachstum der Verkehrsleistung als (‚globaler’) lufthygienischer
Spielraum errechnet worden. Dabei wurden die prognostizierten Verbesserungen der
Motorentechnologie, Verschärfungen der europäischen Abgas- und Verbrauchsnormen und
die fortlaufende Erneuerung der Fahrzeugflotte berücksichtigt. Im Zeitraum von 2000 bis
2015 darf die Verkehrsleistung (gestützt auf die erwähnten Prognosen) um 8% bzw. 1.3 Mio
Fahrzeugkilometer pro Tag gegenüber dem heutigen Stand zunehmen, ohne dass die
emissionsseitige Zielerreichung in Frage gestellt ist. 4.5 % (725'000 PWkm/d) des
Handlungsspielraumes stehen im gesamten Kanton für eine angemessene
Grundentwicklung, 3.5 % (575'000 PWkm/d) stehen für verkehrsintensive Vorhaben zur
Verfügung. Der Massnahmenplan definiert verkehrsintensive Vorhaben als
überdurchschnittliche Anlagen, welche ein Verkehrsaufkommen von mehr als
durchschnittlich 2'000 Fahrten pro Tag erzeugen.

2.2 Festlegungen im kantonalen Richtplan
Der Richtplan nennt die Bedingungen, unter welchen die 4.5 % Grundentwicklung
eingehalten werden können: Es wird postuliert, eine Angebotsverbesserung im öffentlichen
Verkehr anzustreben, die Strasseninfrastruktur nur zurückhaltend auszubauen, im ländlichen
Raum eine zurückhaltende Einzonungspraxis zu üben und sämtliche Sachplanungen auf die
festgelegte Zentralitätsstruktur auszurichten [7].

Der Handlungsspielraum für verkehrsintensive Vorhaben (3.5 %) wird nach
raumplanerischen / strategischen Kriterien in Form von Fahrleistungskontingenten verteilt.
Publikumsintensive Einrichtungen sind an optimal für den öffentlichen und privaten Verkehr
erschlossenen Lagen in der Nähe von Bevölkerungszentren anzusiedeln. Die Verteilung des
Spielraumes erfolgt daher nicht gleichmässig im gesamten Kanton. Vordringlich sollen die
drei Agglomerationen Bern, Biel und Thun ebenso wie Standorte von kantonaler Bedeutung
(Entwicklungsschwerpunkte, übergeordnete Infrastrukturanlagen, …) gestärkt werden. Zum
Tragen kommt der Leitsatz der dezentralen Konzentration [9].
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Abbildung 1: Schematische Darstellung der Umsetzungsebenen und –Schritte beim
Fahrleistungsmodell
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3. Regionale Richtpläne: Beispiel Region Bern

Die Umsetzung der Handlungsspielräume erfolgt mittels Positiv-Planung in den Regionen: in
regionalen Richtplänen werden in einem politischen Prozess unter den Beteiligten geeignete
Standorte für verkehrsintensive Vorhaben bezeichnet. Die Fahrleistungskontingente werden
zugewiesen, in Fahrten umgerechnet und das regionale Controlling festgelegt. Die Vorteile
einer solchen Standortplanung sind vielfältig:

- Für Investoren vereinfacht sich die Standortsuche. Erfüllung gewisser Randbedingungen
kann vorausgesetzt werden, es besteht eine gewisse Berechenbarkeit der Anforderungen
und Abläufe

- Innerhalb der Region besteht ein Konsens über „geeignete“ Standorte

- Es besteht eine Grundlage zur Beurteilung allenfalls ungeeigneter oder unerwünschter
Standorte

3.1 Standortfestlegung
Der Verein Region Bern (Planungsregion), der die Zusammenarbeit der 25
Mitgliedergemeinden koordiniert, hat in einem beispielhaften Verfahren (Simultanverfahren /
Aktionsplanung, vgl. [10], einen Richtplan erarbeitet [11]. In einer gesamträumlichen Planung
([13]) sind 10 Standorte bezeichnet und – wo nötig – Fahrleistungskontingente zugewiesen
und in Fahrten (DTV, durchschnittlicher täglicher Verkehr) umgerechnet worden. Dazu
wurden aufgrund der vorhandenen kantonalen Grundlagen Standorte unter verschiedenen
Aspekten erfasst (Wichtige Standorte aus kantonaler Sicht, interessante Standorte aus Sicht
der Nachfrager, dem Amt für Gemeinden und Raumordnung bekannte bestehende und
projektierte Grossverkaufsflächen). Die Standorte sind anschliessend nach Kriterien aus
Sicht der Wirtschaft, der Raumplanung und der Umwelt beurteilt und festgelegt worden (vgl.
[12]). Auf die Kriterien der Umwelt wird in 3.2 näher eingegangen.

Die Umrechnung der Fahrleistungskontingente (Personenwagen-km/Tag) in Fahrten erfolgt,
indem die Fahrleistung durch die mittlere Fahrtenlänge in km (der mittlere Weg, welcher im
Durchschnitt von den Kunden zu dem Standort zurückgelegt wird) geteilt wird. Dabei gilt
folgende Gesetzmässigkeit: je näher eine Anlage bei einem Bevölkerungsschwerpunkt liegt,
desto kürzer ist die mittlere Fahrtenlänge. Je kürzer die mittlere Fahrtenlänge ist, desto mehr
Fahrten können bei gleichem Fahrleistungskontingent konsumiert werden.

Wie aus Abb. 1 ersichtlich ist, wird mit der Standortfestlegung der Grundstein für
Nutzungsplanung und Baubewilligung gelegt. Es ist äusserst wichtig, dass in diesem Schritt
ungeeignete Standorte ausgeschlossen werden.

Der Spielraum, welcher der Region Bern bis 2015 zur Verfügung steht, beträgt insgesamt
550'000 PWkm/d bzw. 11 % der heutigen regionalen Fahrleistung. 30% davon bzw. 165'000
PWkm/d stehen für die 10 Standorte zur Verfügung, 60% für kantonale
Entwicklungsschwerpunkte und die allgemeine Entwicklung. 10 % des
Handlungsspielraumes werden in Reserve behalten.

3.2 Kriterien der Umwelt: Tropfenmodell
Auch wenn mit den Fahrtenkontingenten die Standortfrage im Grundsatz geklärt wird, ist die
Realisierbarkeit von verkehrsintensiven Vorhaben wegen der lokalen Belastbarkeiten nicht in
jedem Fall gewährleistet: die Immissionsgrenzwerte (Luft, Lärm) sind grundsätzlich
einzuhalten (vgl. 2.1). Die durch das Konzept des Fahrleistungsmodelles hervorgerufene
Nutzungsverdichtung beeinträchtigt die standortnahen Quartiere und Gemeinden in erster
Linie durch Mehrverkehr. Kurz- bis mittelfristig muss lokal ein gewisses Mass an
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Mehrverkehr in Kauf genommen werden. Diese Mehrbelastungen dürfen jedoch gemäss [1]
höchstens bis ins Jahr 2015 geduldet werden (vgl. 2.1). Dem Schutz der Wohnquartiere ist
dabei jedoch höchste Priorität einzuräumen.

Die Region Bern hat zur Untersuchung dieser Aspekte das Tropfenmodell entwickelt [15]. Es
ist ein Verkehrsmodell zur Abschätzung der Verkehrsbelastung, die durch einzelne,
verkehrserzeugende Vorhaben ausgelöst wird. Ein ‚Tropfen’ entspricht dem
Verkehrspotenzial, das durch dieses Vorhaben erzeugt wird. Das Modell zeigt, wie sich der
Verkehr aufgrund bekannter Regelmässigkeiten auf das regionale Strassennetz verteilt
(definiert als ‚Basisnetz’). An 15 ausgewählten Querschnitten des Basisnetzes ist ablesbar,
wie viel Zusatzverkehr (DTV) durch die verschiedenen Vorhaben erzeugt wird. Der Einfluss
jedes einzelnen Tropfens ist an jedem Querschnitt ersichtlich. Für jeden Querschnitt sind die
Grenzen aus Sicht Luft (NO2 und PM10, LRV [16]), Lärm (LSV [17]) und technische
Kapazität der Strasse (Verkehrsmenge nach Qualitätsstufe D: Verkehrsfluss ist gerade noch
stabil) bezogen auf das Jahr 2015 festgelegt worden (unter Berücksichtigung der lokalen
Spielräume gemäss 2.1).

Bei der Standortfestlegung kann aufgrund der erwarteten Verkehrsverteilung in einer ersten
Annäherung aufgezeigt werden, ob der von einem Standort erwartete Verkehr grundsätzlich
bewältigbar ist (ev. mit zusätzlichen Massnahmen wie Verbesserungen des Modal-Splits
etc., zu konkretisieren in den nachfolgenden Planungsschritten) oder der Standort von
vornherein auszuschliessen ist.

4. Nutzungsplanung und Baubewilligung: Grundeigentümerverbindlichkeit

4.1 Nutzungsplanung
In der Nutzungsplanung (allenfalls Überbauungsordnung bzw. Sondernutzungsplanung)
dient das zugewiesene Fahrtenkontingent als Dimensionierungsgrösse für das Vorhaben: Je
nach angebotener Nutzung und Fläche der Nutzung an einem Standort (Nutzungsart und
–mass) wird unterschiedlich viel Verkehr erzeugt: beispielsweise generiert der Verkauf von
Gütern des täglichen Bedarfs (Lebensmittel, …) pro Quadratmeter Verkaufsfläche wesentlich
mehr Verkehr als der Verkauf von Möbeln. Wird die Fahrtenzahl konstant gehalten, kann für
verkehrsintensive Nutzungen eine kleinere Verkaufsfläche realisiert werden als für weniger
verkehrsintensive, es besteht gewissermassen eine ‚Intensitäts-Hierarchie’. Bei der
grundeigentümerverbindlichen Nutzungsumschreibung werden die Verkaufsflächen und
Nutzungen auf die Fahrtenzahlen abgestimmt. Die Berichterstattung erfolgt im Rahmen des
Berichtes nach Art. 47 Raumplanungsverordnung RPV oder einer ersten Stufe der
Umweltverträglichkeitsprüfung UVP. Hierbei ist stufengerecht aufzuzeigen, ob die Grenzen
der lokalen Belastbarkeit eingehalten werden können, oder welche Massnahmen zu deren
Einhaltung vorzusehen sind. Zu beachten ist – sozusagen als stufengerechte Verfeinerung
der bereits regional erfolgten Gesamtschau - das verkehrsmässige Zusammenwirken der
verkehrsintensiven Anlage mit den übrigen vor Ort bestehenden oder geplanten bzw.
zonenrechtlich noch möglichen Einrichtungen (vgl. [8]). Ferner ist auf eine stetige
Verkehrsführung sowie entsprechende Infrastrukturen des öffentlichen und des
Langsamverkehrs Bezug bzw. Einfluss zu nehmen.

4.2 Baubewilligung
Mit der Baubewilligung wird die detaillierteste Konkretisierungsebene erreicht. Gestützt auf
die Vorgaben der Nutzungsplanung kann ein verkehrsintensives Vorhaben baubewilligt
werden, wenn es (falls mehr als 2'000 Fahrten erzeugt werden) über einen in einem
Richtplan ausgewiesenen Standort und das notwendige Fahrtenkontingent verfügt. Der
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Dimensionsgrösse ‚Fahrten’ und dem Controlling kommen auf dieser Stufe die
wahrscheinlich grösste Bedeutung zu (zu Umsetzungsmöglichkeiten vgl. [8], [19]).

5. Offene Fragen im Zusammenhang mit dem Fahrleistungsmodell

Betrachtet man die Bedeutung der Grösse „Fahrten“, z.B. im Rahmen der Baubewilligung,
erkennt man gemäss Abb. 1, dass es von grösster Wichtigkeit ist, bereits die Standortwahl
auf regionaler Stufe sorgfältig vorzunehmen. Wird ein ungünstiger oder nicht integrierter
Standort ausgewählt und die mittlere Fahrtenlänge zu tief angesetzt, ist es in späteren
Verfahrensschritten unmöglich (v.a. wegen der fehlenden politischen Akzeptanz), die
begangenen Fehler zu korrigieren. Aus diesem Grund ist der Umgang mit den Spielräumen
zu thematisieren: Die Einberechnung einer genügend grossen Reserve ist für den Erfolg des
Systems eine zwingende Voraussetzung.

Die Verlockung ist gross, für alle zum jetzigen Zeitpunkt vorliegenden Vorhaben ein
Kontingent zur Verfügung zu stellen, ganz nach dem Motto „first come, first serve“. Dies
würde jedoch einer weitsichtigen Planung zuwiderlaufen und eine nachhaltige Nutzung des
Spielraumes verunmöglichen und die Flexibilität, welche das Instrument erlaubt, aufheben.
Aus diversen Überlegungen ist ein haushälterischer Umgang mit Spielraum und Reserve
notwendig.

- Prognoseunsicherheit: Es kann sein, dass die Prognosen, die dem errechneten Spielraum
zugrunde liegen (z.B. bezüglich der Verbesserung der Motorentechnik) nicht zutreffen
oder der Verkehr stärker zunimmt als erwartet und flankierende Massnahmen zur
Verkehrsverminderung wie z.B. der Ausbau des öffentlichen Verkehrs nicht genügend
wirksam sind bzw. aus finanziellen oder politischen Gründen nicht getroffen werden
können.

- Planung und Realität: Die Festlegung der Standorte erfolgte u.a. (vgl. [12]) nach
Kenntnisstand vorgesehener Projekte und bestehender Gross-Anlagen. Nicht erfasst
wurden heute bereits grosse, nicht als solches erkannte Anlagen, welche bereits heute >
2'000 Fahrten erzeugen (z.B. Einkaufszentrum in der Gemeinde Worb). Weiter kann es
Anlagen geben, die durch eine Erweiterung > 2'000 Fahrten generieren und somit ein
Kontingent benötigen, jedoch noch nicht als Standorte bezeichnet sind.

- Dimensionierung: Die Fahrleistungskontingente dienen in erster Linie zur
Dimensionierung von Anlagen, indem nach Nutzungsart und –fläche das
Verkehrsaufkommen berechnet wird. Es besteht jedoch eine recht grosse Unsicherheit
bei der Berechnung der Fahrleistung für eine Anlage: ‚allgemeingültige’ Kennziffern für die
Verkehrserzeugung von Nutzungen (Fahrten pro Fläche und Nutzung; div.
Nutzungskombinationen) sind schwierig zu definieren und hängen von vielen Faktoren ab.
Der Kanton Bern ist daran, solche Kennziffern zu erarbeiten (vgl. [14]).

- Stärke des Instrumentes Richtplan bzw. der Selbstbindung der Akteure: Die
Standortfestsetzung in den Richtplänen bedingt eine hohe Selbstbindung der Akteure.
Wie stark ist jedoch dieses Instrument, wenn plötzlich ein sehr hohes Interesse eines
Investors an einem in der Planung nicht vorgesehenen Standort aufkommt, insbesondere
dann, wenn dieser Standort die ursprünglich vorgesehenen Kriterien nicht oder nur sehr
einseitig erfüllt?

Aufgabe der Planung ist, Spielregeln aufzustellen:

- Wie lange müssen welche Handlungsspielräume offen gelassen werden, wie können
neue Spielräume geschaffen werden?
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- Wer prüft die Einhaltung der Kontingente bzw. dass die übrigen Anlagen unter 2'000
Fahrten generieren?

- Welche Konsequenzen hat ein Überschreiten der Kontingente? Welche verschärften
Massnahmen sind wirksam und nicht bereits in der Vorsorge vorzusehen?

6. Fazit

Trotz der offenen Fragen überzeugt das Fahrleistungsmodell des Kantons Bern als
wesentlicher Beitrag zu einer nachhaltigen Raumentwicklung. Bereits zu einem frühen
Zeitpunkt werden im Rahmen einer ganzheitlichen Betrachtung die Anliegen aus Sicht
Raumplanung und Umweltschutz aufeinander abgestimmt und es wird versucht, durch eine
optimale Standortwahl die Wege des motorisierten Individualverkehrs zu beeinflussen und
eine gute Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr zu ermöglichen. Die Erkenntnisse,
welche oftmals im (politischen) regionalen Standort-Evaluationsprozess gewonnen werden,
haben weitreichende Konsequenzen: Dass ein verkehrsintensives Vorhaben nicht nur
Vorteile (Steuereinnahmen), sondern vor allem auch Nachteile (Lärm, verstopfte Strassen,
Luftbelastung) mit sich bringt, hat schon einige Gemeinden veranlasst, ihre
Entwicklungsrichtung zu überdenken und auf publikumsintensive Einrichtungen zu
verzichten. Im Zusammenhang mit dem Mobilitäts- und Freizeit-/Einkaufsverhalten scheinen
mir daher auch ‚philosophische’ Fragen interessant zu sein, wie zum Beispiel: von welchen
Wertvorstellungen unsere Gesellschaft geprägt ist und wie sich diese beeinflussen lassen.
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